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Die Provinziel-Morrefpondenz und der 
Nationalverein. 


In den letzten Wochen haben die Blätter der mint- 
ſteriellen Parte uns ſo viel Wunderdinge vom 55 e I 
chen Nationalverein erzählt, daß Einem orden ich 
. werden könnte, wie einem Kinde vor dem ſchwar⸗ 
Mann, vo rausgeſetzt, da man ein Kind 
wäre. Wollte man u. A. der „Prov⸗Kerr.“ glauben, 
o arbeitet der abſcheuliche Verein auf nichts Anderes 
15 als geradezu auf den „Untergang Preußens.“ 
Und dabei duldet nun gar die Regierung der freien 
Stadt Frankfurt, daß ſo ruchloſe Menſchen ſich in 
ellen Haufen und am hellen lichten Tage mitten in der 
Fe er verfammeln, und die allerfürchterlichſten 
Beſchlüſſe faſſen Wenn wir aber fragen, welches Ver⸗ 
brechen denn dieſe Leute begangen haben, nun, fo finten 
wir in der „Prov. Korr.“ nur die Antwort: die Böſe⸗ 
wichter haben ſich Ziele geſteckt, die niemals die Ziele 
Preußens geweſen“ ſind. So haben ſie jetzt zum fünf⸗ 
ten oder ſechsten Mal beſchloſſen: 
1) Alle deutſchen Staaten ſollen zu 
g einem ie großen Bundesſtaate 
vereinigt werden; nur mit Ausſchluß 
Oeſterreichs, das nicht deutſch ſein will und 
kann; 
2) Der König von Preußen ſoll das Ober⸗ 
haupt dieſes Staates werden. . 
Es ift natürlich, daß ſolche Antwort Einen zuerst 
ganz verdutzt macht. Man muß ſich erſt befinnen, ehe 
man weiter fragt: In welchen dieſer beiden Beſchlüſſe 
ſteckt denn aber das Verbrechen? Steckt es denn in dem 
erſten oder im zweiten oder ſteckt es in allen beiden? 
In dem erſten Beſchluſſe kann es doch um 
möglich ſtecken, denn dieſelben Blätter, die jetzt den Na⸗ 
tionalverein als einen Feind Preußens in jeder Weiſe 
verunglimpfen, haben ja ſelbſt wer weiß wie oft über 
die Schädlichkeit und den Widerſinn der Kleinftaaterei 
in Deutſchland geklagt. Ja, wenn die freiſinnigen Zeitun⸗ 
gen ſich gegen jede gewalt ſame Einverleibung Schles⸗ 
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wig⸗Holſtein' s in Preußen erklärten, weil in keinem 
Falle Gewalt vor Recht gehen ſoll, ſo bekommen ſie 
jedesmal von eben jenen Blättern zu hören, daß ſie die 
nichtsnutzigſte Kleinſtaaterei treiben, und daß fie über 
„Gewalt“ nur ſchreien, weil ſie um jeden Preis die 
deutſchen Kleinſtaaten noch durch ein Herzog hum Schles⸗ 
wig⸗Holſtein vermehren wollten. Aber dieſe Blätter mögen 
reden, was ſie Luſt haben: kein beſonnener Mann in 
Deutſchland will die Kleinſtaaterei beibehalten wiſſen, am 


wenigſten die Fortſchrittspartei. Denn welcher verſtän⸗ 


dige Menſch ſieht nicht ein, daß ez ganz wunderbar iſt, 
wenn die 18 Millionen Deutſchen in den mittleren und 


kleinen Staaten nicht weniger als 32 königliche, groß⸗ 


herzogliche, herzogliche, fü. ſtliche und Senats⸗Regierungen 
ernähren müſſen, während 19 Millionen Preußen von 
einem einzigen Könige und 37 Millionen Frandoſen von 
einem einzigen Kaiſer regiert werden. Doch der National 
verein iſt gar nicht ſo unbeſcheiden, dieſe ſo ſehr koſt⸗ 
ſpieligen Regierungen geradezu abſchaffen zu wollen. 
Wenn die 100,000 Mecklenburg⸗Strelitzer ihren Greß⸗ 
herzog und die 7,200 Liechtenſteiner ihren ſouveränen 
Fürſten behalten wollen, nun, ſo mögen ſie es immerhin. 
Aber wenigſtens ſoll Deutſchland durch dieſe Klein⸗ 
ſtaaterei nicht in Gefahr kommen, einmal wieder 
wie zu Zeiten Napoleons I. an eine fremde Macht ver⸗ 
rathen zu werden. Deutſchland Toll wenigſtens eine 
einzige große Regierung haben, die über all dieſen 
kleinen Regierungen ſteht, und die allein über Krieg und 
Frieden zu entſcheiden hat, und allein all die Truppen 
kommandirt, die ſie aus dieſen kleinen Staaten aushebt. 
Wir Preußen aber wollen es auch nicht läuger ertragen, 
daß wir fo aut wie allein die Maunſchaft hergeben und 
die Koſten bezahlen müſſen, um nicht bloß zu unſerem 
eigenen Nuten, ſondern eben ſo zum Nußen all der 
kleinen Staaten gegen feindliche und verdächtige Nach⸗ 
baren ſtets gerüſtet zu ſein, und dann nuch, wenn der 
Krieg losgeht, zu erleben, daß die erſte beſte kleine 
Regierung ſich für neutral erflärt oder wohl gar 
mit den Feinden des Vaterlandes ſich gegen uns 
verbündet. Darum fordern auch wir, und ſelbſt die, 
welche nicht zum Nalionalverein gehören, doch, daß wenig⸗ 


ftend die Führung der geſammten deutſchen Kriegsmacht 
in die Hand eines einzigen deutſchen Fürſten gelegt werde. 

Daß dieſer eine deutſche Fürſt kein anderer ſein kann, 
als das Oberhaupt des preußiſchen Staates, alſo des⸗ 
jenigen Staates, der nun ſchon ſeit der Zeit des großen 
Kurfürſten, d. h. ſeit gut 200 Jahren immer hat vor 
dem Riß ſtehen müſſen, wenn die Feinde, und be⸗ 
fonders die Franzoſen, in das deutſche Land eingebrochen 
ſind, das begreift doch in Preußen jedes Kind, und im 
übrigen Deutſchland begreift es wenigſtens jeder Menſch, 
dem nicht durch irgend eine tolle Einbildung der Kopf 
verdreht iſt. So war es ganz natürlich, 155 auch auf 
der letzten Verſammlung des Nationalvereins jener zweite 
Beſchluß gefaßt wurde, nämlich der, daß kein anderer als 
der König von Preußen an die Spitze des deutſchen 
Bundesſtaates geſtellt werden dürfe. Dieſer Beſchluß 
iſt gefaßt worden, obgleich zu der Verſammlung von 
etwa 400 Mitgliedern kaum 20 Preußen gekommen 
waren. 

Daß nun ein ſolcher Beſchluß eine Feindſeligkeit 
gegen Preußen, ja, daß er geradezu auf den „Unter⸗ 
gang Preußens“ berechnet ſein ſoll: das wird weder der 
„Verſtand der Verſtändigen“ noch die „Einfalt eines 
kindlichen Gemüthes“ begreifen. Auch müſſen wir der 
„Prov.⸗Korr.“ die Gerechtigkeit widerfahren laſſen, daß 
ſie dieſe beiden Beſchlüſſe an und für ſich nicht gerade 
als Beweis für die feindſelige Geſinnung des National⸗ 
vereins anführt. Aber ſo ſehr ſie auch in ihrem Herzen 
wünſcht, daß der König von Preußen zugleich das Ober⸗ 
haupt des ganzen Deutſchlands werden möge, ſo iſt ſie 
doch durch die bisherigen Erfahrungen etwas klüger ge⸗ 
worden. Sie iſt endlich zu der Einſicht gekommen, daß 
auf dem Wege, den man feit etlichen Jahren einge⸗ 
ſchlagen hat, die preußiſche Regierung nun und nimmer⸗ 
mehr die Vereinigung Deutſchlands zu Stande bringen, 
und nun und nimmermehr an die Spitze eines deutſchen 
Bundesſtaates gelangen wird. Darum ſind ihr die 
Trauben ſauer geworden. Dazu kommt, daß der 
Nationalverein gleichzeitig mit jenen Beſchlüſſen erklärt 
hat, „daß zu einer gebeihlichen Löſung der deutſchen Frage 
im Wege der Reform der baldige Sieg eines wahrhaft 
freifinnigen und nationalen Syſtems in Perußen die erſte 
Bedingung iſt.“ Das ſoll nämlich, mit andern Worten 
geſagt, heißen: „die Vereinigung Deutſchlands kann auf 
friedlichem Wege nicht. hergeſtellt, und das Oberhaupt 
des preußiſchen Staates kann nicht an die Spitze Deutſch⸗ 
lands geſtellt werden, wenn nicht zuvor in Preußen ſelbſt 
ein anderes Miniſterium zur Regierung berufen und 
dann die verfaſſungsmäßige Ordnung dieſes Staates 
wiederhergeſtellt iſt.“ EEE 

Das ift natürlich keine Feindſeligkeit gegen das preu⸗ 
ßiſche Volk und den preußiſchen Staat; wohl aber kann 
es als eine Feindſeligkeit gegen das jetzige preußiſche 
Miniſterium betrachtet werden. Dieſe Feindſeligkeit 
iſt es, die die „Prov.⸗Korr.“ dem Nationalverein nie⸗ 
mals verzeihen kann. Darum weit fie alle feine Be⸗ 
ſchlüſſe zurück; darum ſtellt fie Behauptungen auf, die 
weder mit ſich ſelbſt, noch mit früheren Erklärungen des 
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gegenwärtigen preußiſchen Miniſteriums, noch mit der 
offenkundigen Wahre in dlcbereinſeinm ang ku 8 

So ſagt ſie: „der Nationalverein will allerdings einen 
deutſchen Bundesſtaat mit Preußen an der Spttze.“ 
Aber nicht viele Jeilen hinterher behauptet ſie wieder, es 
wäre dem Nationalverein gar kein „Ernſt“ damit, 
„Preußen an die Spitze Deutſchlands zu bringen.“ So 
jagt fie ferner, daß in einem „deutſchen Reichsparlament“, 
wie der Nationalverein es fordere, „aller Neid und alle 
Eiferſucht gegen Preußen ſich mit den revolutionären 
Leidenſchaften in ganz Preußen vereinigen würden, um 
der ſogenannten preußiſchen Spitze jede Führung un⸗ 
möglich zu machen.“ 

Aber das gegenwärtige preußiſche Miniſte⸗ 
rium, den Grafen Bismarck an der Spitze, 115 
am 15. September 1863 ganz genau ein eben 
ſolches Reichsparlament gefordert, wie der 
Nationalverein. Damals nämlich erklärten die preu⸗ 
ßiſchen Miniſter in ihrem Berichte an den König, daß 
um eine haltbare und ſegensreiche Vereinigung Deutſch⸗ 
lands herbeizuführen, nothwendig eine „Vertretung der 
deutſchen Nation“ geſchaffen werden müſſe, und zwar 
eine „aus direkter Betheiligung der ganzen Na⸗ 
tion hervorgegangene Nationalvertretung“, die „aus dem 
ganzen Deutſchland nach dem Maßſtab der Be⸗ 
völkerung durch direkte Wahlen“ gebildet wäre. Von 
einem ſolchen Reichsparlament erwartete das Miniſterium 
damals auch das genaue Gegentheil von dem, was jetzt 
die „Prov.⸗Korr.“ zu befürchten vorgiebt. „In eine 
ſolche Verſammlung“ berichtete das Miniſterium damals 
an den König, „kann Preußen mit Vertrauen ein- 
treten“; denn „nur eine ſolche Vertretung wird für 
Preußen die Sicherheit gewähren, daß es nichts zu 
opfern hat, was nicht dem ganzen Deutſchland 
zu gute komme.“ Wenn das nicht das klarſte Gegen⸗ 
theil von dem iſt, was jetzt die „Prov.⸗Korr.“ ſagt, nun 
dann mag auch Weiß genau ſo ausſehen wie Schwarz 
und „Ja“ daſſelbe bedeuten, wie „Nein“. 

Außerdem behauptet die „Prov.⸗Korr.“, um ihren 
Haß gegen den Nationalverein zu beſchönigen, daß das 
Beſtreben dieſes Vereins darauf gerichtet jet, „Preußen 
fort und fort durch Schmähung und Verleumdung her⸗ 
abzuziehen.“ Aber als Beweis (wer follte es glauben!) 
führt ſie nichts an, als eine Stelle, nicht aus den Be⸗ 
ſchlüſſen des Vereins ſelbſt, ſondern nur aus einem 
Schreiben des Vorſtandes; und in diefer Stelle wird 
nicht etwa Preußen, ſondern nur das gegenwärtige 
preußiſche Miniſterium angegriffen. Der Sinn der 
Stelle aber iſt kein anderer, als der, daß die Politik des 
gegenwärtigen Miniſteriums zum Ruine der preußiſchen 
Staatsmacht führen müſſe, und daß der Verein daher 
Alles aufbieten werde, daß dieſe Männer nicht die „Lei⸗ 
tung Deutſchlands“ ergreifen dürften. Ob das eine rich⸗ 
tige oder eine falſche Anſicht iſt, überlaſſen wir natürlich 
dem Urtheile unſerer Leſer. Aber wenn fie noch jo falſch 
wäre, fo iſt es doch eine „Vermeſſenheit“ ohne Gleichen, 
wenn die Freunde irgend eines preußiſchen Miniſteriums, 
mag daſſelbe nun ein „liberales“ oder ein „konſervatives“ 


fein, das ihnen befreunbete Minifterium für Preu⸗ 

j sgeben wollen. £ 5 
N Ein nicht dieſer oder jener Mann, 
nicht dieſes oder jenes Miniſterium, nicht dieſe 
oder jene Partei. Preußen iſt nur der preußiſche 
Staat und das preußiſche Volk ſelbſt. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Noch immer verlautet nichts von den Reſul⸗ 
taten, welche der Graf v. Bismarck bei ſeinem Aufenthalte 
in Frankreich erzielt hat. Nach den offiziöſen Kundgebungen 
zur Zeit ſeines Aufenthaltes in Biarritz und Paris hätte man 
erwarten ſollen, daß er das franzöſich⸗preußiſche Bündniß fer⸗ 
tig mitbringen werde, und daß Louis Napoleon ihm als Reiſe⸗ 
ehrung das Verſprechen mit auf den Weg gegeben habe, 
Frankreich werde die Annexion der Elbherzogthuͤmer durch 
Preußen ganz ruhig geſchehen lafſen, ohne „im Intereſſe des 
europäiſchen Gleichgewichtes“ eine Kompenſation zu verlangen. 
Von alledem ſcheint aber nichts geſchehen zu in und fo 
wird denn die definitive Löſung der ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Frage, wenn man von preußiſcher Seite ſich nicht entſchließt, 
in die e des Auguſtenburgers zu willigen, noch etwas 
auf ſich warten laſſen. 5 

Pa ſcheint ur in den augenblicklich maß jebenden Krei- 
fen in Preußen auch zu fühlen, und dieſem G hl entſpringt 
wohl der Plan eines neuen Proviſoriums in den 
Elbherzogthümern, welcher in den letzten Tagen lebhaft 
beſprochen worden iſt. Man beklagt ſich preußiſcher Seits 
darüber, daß in Holſtein unter dem Schutze der öſterreichi⸗ 
ſchen Verwaltung die Anhänger des Erbprinzen von Auguſten⸗ 
burg ſeit dem 15. September ganz ungenirt für ihre Sache 
Propaganda machen, und meint, daß nach den gemachten Er⸗ 
fahrungen und im Hinblick auf die gegenwärtige Zuſammen⸗ 
ſetzung und Beeinfluſſung der i a in Holſtein 
die preußiſche e verpflichtet und berechtigt ſei, eine 
neue ihrem Zwecke beſſer entſprechende Geſtaltung 
des Proviſoriums von Oeſterreich zu verlangen. 
Dieſe wird nur darin beſtehen können, daß die Verwal⸗ 
tung der beiden Herzogthümer wieder vereinigt 
und der preußiſchen Regierung allein übertragen wird, 
„unbeſchadet der durch den wiener Frieden erworbenen Rechte 
beider Mächte an der Geſammtheit beider Herzogthümer". 
Dies foll der einzige Ausweg fein, um eine haltbares, vernünfti⸗ 
ges Proviſorium zu erlangen, welches den bisherigen inkor⸗ 
rekten Verhältniſſen in Holſtein ein Ende macht und die 
Einberufung der Ständeverſammlungen in Holſtein und 
Schleswig zuläffig machen wird. Daß Oeſterreich beim Ein- 
tritt eines ſolchen neuen Proviſoriums und beim Zurückziehen 
ſeiner Truppen aus Holſtein von Preußen den Erſatz der 
verausgabten und den Herzogthümern zur Laſt fal- 
lenden Kriegskoſten zum Belauf von circa zehn 
Millionen Thaler vorſchußweiſe erhält, iſt in der 
Billigkeit begründet, wodurch aber der Vorbehalt ſpäter 
zu vereinbarender Entſchädigung für gewiſſe Even⸗ 
tualitäten der definitiven Regulirung der ſchleswig⸗holſteini⸗ 
ſchen Frage durchaus nicht aufgehoben werden ſoll. 

Man Sieht, in dieſem Plane ift auf alles Rückſicht genom- 
men. Oeſterreich ſoll fein Mitbeſitzrecht „behalten“, aber „fürs 
Erſte“ in den Herzogthümern gar nichts mehr zu jagen haben, 
und dafür ſoll es a 10 Millionen preußiſche Thaler 
erhalten, eine Summe, welche bei den öſterreichiſchen Finanz ⸗ 
zuſtänden allerdings. dem öſterreichiſchen Finanzminiſter ganz 
verlockend erſcheinen mag, die aber doch den Siterreidif en 
Staatsmännern ſchwerlich ausreichend erſcheinen wird, um 


dafür in der allerformellſten Weiſe Verzicht zu leiſten auf 
jeden ferneren Einfluß in Deutſchland. Daß das Ende die⸗ 
ſes zweiten Proviſoriums die Annexion der Herzogthümer ſein 
ſoll, darüber kann natürlich kein Zweifel herrſchen, der Vor⸗ 
theil dem jetzigen Proviſorium gegenüber liegt aber nach der 
Idee der Erfinder des neuen Planes darin, daß alsdann ein 
ſelbſt mehrere Jahre dauernder Aufſchub des entſcheidenden 
Schrittes ganz bedeutungslos iſt, da ja Preußen doch ganz 
ſelbſtſtändig in den Herzogthümern ſchalten und walten könnte. 

Die ſeit einiger Zeit verbreiteten Gerüchte von bevorfte- 
henden Entlaſſungen eines Theiles der ausexrerzir⸗ 
ten Mannſchaften wird jetzt von verſchiedenen Seiten als 
unrichtig bezeichnet. Man will augenſcheinlich von dem Re⸗ 
ae in keiner Weiſe abgehen, was um ſo auf⸗ 
fallender erſcheinen muß, als in Italien, Frankreich und 
Rußland die Armeen b vermindert werden, und 
auch Oeſterreich durch ſeine finanzielle Lage unbedingt zu 
einem gleichen Schritt gedrängt wird. Wenn man bedenkt, 
daß die durch die Militair⸗Reorganiſation erhöhten Ausgaben 
den Ausgangspunkt unſeres Verfaſſungskonfliktes bilden, ſo 
ſollte man denken, daß die durch die Armee⸗Reduktionen in 
andern Ländern ſo nahe gelegte Möglichkeit, dieſe Ausgaben 
u i a mit F benutzt werden wird, um einen 

ritt zu thun auf dem Wege, welcher zur Beile 
Konflikts führt EN IB TER 

„Im Hinblick auf die frankfurter Noten-Angelegen- 
heit ſucht man von offiziöſer Seite zu beweiſen, daß Frank⸗ 
furt nicht dieſelben Rechte beſitzt, wie die andern deutſchen 
Staaten. Man zieht dabei den Paragraphen der Bundes⸗ 
verfaſſung an, nach welchem der Bund bei der Verfaſſung 
der freien Stadt mitzubeftimmen habe. Wie man daraus zu 
folgern vermag, daß der Bund in die Verwaltung und 
die Rechtspflege der freien Stadt einzugreifen habe, 9257 
dem die Verfaſſung einmal feſtgeſetzt ift, bleibt unbegreiflich. 
Am wenigſten aber vermögen wir einen Zuſammenhang zwi⸗ 
ſchen dieſem Paragraphen der Bundesverfaſſung und den preu⸗ 
i en Noten zu entdecken, welche eine Selbſt⸗ 
hülfe gegen die in Frankreich herrſchenden Uebelſtände in Aus⸗ 
ſicht nimmt. Der Widerſpruch iſt ſo auffallend, daß man 
deshalb allgemein annimmt, dieſe Betrachtungen ſollen nur 
einen Rückzug von der angedrohten Selbfthülfe maskiren 
und die Sache dem Bundeskage überlaffen, der fie dann in 
ſeiner bekannten Weiſe betreiben ſoll. 


Sachſen. Herr von Beuſt hat ſich des bedrängten frank⸗ 
furter Senats angenommen, und in einer langen Note an die 
öſterreichiſche und preußiſche egierunng auseinandergeſetzt, 
daß fie gegen die freie Stadt Frankfurt formell nichk rich⸗ 
tig verfahren wären. Was die Sache ſelbſt anbelangt, fo ift 
Herr v. Beuſt ſehr gern bereit, zu allen Maßregeln, welche 
„son Bundeswegen“ gegen den Ausſchuß des deutſchen Ab⸗ 
geordnetentages und gegen den Nalionalverein angeordnet 
werben, die Hand zu bieten. Es ſcheint, daß Herr v. Beuft 
hierdurch die mit ſo großem Pompe angekündigte liberale 
Aera in Sachſen einleiten will. * 
Hannover. Zwiſchen Hannover und Bückeburg droht 
ein Krieg auszubrechen, der, wenn der Bundestag nicht recht⸗ 
zeitig intervenirt, leicht mit dem Untergange eines dieſer 
Reiche endigen kann. Ein Hannoveraner jagte nämlich vor 
Kurzem in feiner erpachteten Jagd an der Bückeburgiſchen 
Grenze, während gleichzeitig im Bückeburgiſchen die Prinzen 
von Bückeburg nebſt Gefolge jagten. Une Mitbürger kam 
einem der Bückeburger bis auf die Sprechweite nahe: es ent⸗ 
ſpann ſich zwiſchen ihnen eine höfliche Erörterung über die 
Grenzlinie der beiden Jagden, welche plötzlich durch den bar⸗ 
ſchen Ruf eines Dritten an den Hannoveraner: „Sie ſind 


auf Bückeburgiſchem Gebiete!“ unterbrochen wurde. Letzterer 
mochte i.. Laufe des Geſprächs um 4 bis 5 Schrüte die 
Grenze übe ſchritten haben, zog ſich ſchleunigſt zurück, wurde 
aber wieder angerufen: „Steh Kerl, oder ich ſchirße!“ wobei 
das Gewehr angeſchlagen wurde. Der Hannov raner er⸗ 
widerte: „Schieß nickt, oder du liegſt am Boden!“ Der Bücke 
burger kam heran auf Hannoverſches Gebiet und faßte den 
Hannoveraner, um ihn mit zu nehmen, wurde aber von die⸗ 
ſem, der ibm überlegen war, tief in's Hannoverſche befördert, 
bis deſſen Gefährten in größerer Zahl ſämmtlich auf hannöver⸗ 
ſches Gebiet drangen und hier den Hannoveraner überwältig⸗ 
ten und mit nach Hagenburg ſchleppten, wo er nur durch 
eine Kautio. sſtellung der Einſperrung entging, und er feine 
Waffen zucücklaſſen mußte. Seitdem hat ein Termin zur 
Ausgleichung ſtattgefunden, iſt aber vergeblich geweſen, da 
man von dem Hanncv raner außer 10 Thlr. Geldbuße für 
Betreung des Bück⸗burgiſchen Jagdgebietes mit Jagdgeräth, 
noch 2 Thlr. Pfändungsgebühren und das Anerkenntniß ver⸗ 
langte, auf Bück burg'ſchem Boten verhaftet zu fein. Beides 
letztere wurde abgelehnt. Da kann ed denn kommen, daß 
Bückeburg mobil macht, um die Ehre des Landes zu retten. 

Freie Stadt Frankfurt. Am 9. November, an dem 
Jahrestage der Erſchießung Robert Blum's in der Bri⸗ 
gittenau bei Wien, wurde inmitten der Statt eine Trauer⸗ 
fahne mit der Inſchrift: „Freiheit“ ausgehängt. 

Oeſterreich. Die fo ſehr eifrig erſtrebie Anleihe iſt noch 
immer nicht abgeſchloſſ n. Es findet ſich, wie es ſcheint, kein 
Kapitaliſt, der dem ſinkenden Wrack des Kaiſerſtaates Geld 
anvertrauen will. Die vor kurzem genährte Hoffnung, daß 
Oeſterreich du 'ich den Abſchluß eines Handelsvertrages mit 
England eine vernünftige volkswirthſchaftliche Bahn einſchlagen 
werde, um jo den Wohlſtand ſeiner Völker zu heben, hat ſich 
nicht erfünt. Die Verhandlungen find abgebrochen. 

Frankreich. i f 
niſſe iſt eine beſchloſſ ne Thatſache. Allein bei der Armee 
ſellen jo umfaſſende Reduktionen ſtattfinden, daß das Mili⸗ 
tärbudget um eiwa 50 Millionen Franken (circa 13 Millionen 
Thaler) herabgeſetzt wird. Man ſchließt daraus natürlich, 
daß der Kaiſer für den Augenblick alle kriegeriſchen Pläne 
aufgegeben hat. 

Italien. Man ſpricht wieder ſehr viel von dem An⸗ 
knüpfen neuer Verhandlungen zwiſchen der italieniſchen Regie⸗ 
rung und dem pävyſtlichen Stuhle. Die Wahrnebmung, daß 
die Frauzoſen jetzt eruſtliche Anſtalten zur Räumung des 
Kirchenſtrat 8 treffen, wird wohl den Herren in Rom, welche 
in ßolzer Ueber ſchätzung jeden Verſuch einer Verſtändigung 
mit dem König eich Italien zurückgewieſen haben, endlich die 
Augen geöffnet haben. 

Amerika. Die Geſchicke der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika ſcheinen ſich doch nicht ſo entwickeln zu 
wollen, wie man Anfangs zu hoffen berechtigt war. Präſi⸗ 
dent Johnſon, welcher Anfangs die Zügel der Regierung mit 
kräftiger Hand zu ergreifen ſchien, zeigt jetzt den eh maligen 
Rekellen gegenüber eine Milde, welche offenbar die bedenklich⸗ 
ſten Folgen haben muß. Einer der Rädelsführer nach dem andern 
wird begnadigt, und es ſcheint, als ob alle der wohlverdienten 
Strafe entgehen werden. Auch die volle Emanzioation der 
Neger ſcheint wieder auf die lange Bank geſchoben zu fein, 
man ſträubt ſich jetzt, ihnen das Stimmrecht zu geben, das 
mit in den Rebellenſta iten die begnad'gten Rebelleniüh'er nach 
wie vor die Materitär behalten und ſchalten und walten Tönren, 
wie fie wollen. Di Herren bedenken nicht, daß ſie ein gefährliches 
Spiel ſpiſ len. Nach em den Stlaven ihre velle Freiheit jo 
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nahe bevorſtehend gezeigt wurde, werden ſie den Rückſchlag um 
fo bitterer empfinden, und ein Negrraufftind, welcher das 
Strafgericht nachholt, welches die Milde des Präſidenten John⸗ 
ſon von den Rebellen üh ern abgehalten hat, dürfte nicht zu 
den Unmäglichkeiten gehören. 

Mexiko. Trotz aller Sieges nachrichten, welche die fran⸗ 
zöſichſchen Blätter fortwährend bringen, macht die Befeſtigung 
der Herrſchaft des Kaiſer Maximilian doch gar keine Fert⸗ 
ſchritte. Die Truppen des Kaiſers schlagen zwar fortwährend 
die Republikaner, aber es ſcheint faſt, als ob fie fich bei allen 
ihren Siegen immer mehr der Grenze und der Meeresküſte 
nähern. Möglicherweiſe hat alſo das ganze Kaiſerreich von 
Napoleonsgnaden bald ein Ende. i 

11 gegen 17 oder 17 gegen 11 

Die Provinzial⸗Korreſpondenz liefert der Kölniſchen Zei- 
tung heiße Schlachten darüber, mit welcher Mehrheit die 
Mitglieder des Kronſyndikats in der holſteinſchen Fiage ihre 
Beſchlüſſe gefaßt haben. Neuerdings erklärt fie ſehr feierlich: 
daß der wichtigſte Beſchluß, der Satz: 

d daß das Thronfolgegeſetz (d. h. das däniſche) von 
1853 die Erbfolge den drei Herzogthümern gegenüber 
in rechtsgültiger Weiſe geregelt hat“ 

mit 17 gegen 1 bejaht worden iſt. 

Bereits vor einiger Zeit haben wir nachgewieſen, wie 
gerade diefer Beſchluß der anfechtbarſte von allen Beſchlüſſen 
des Kronſyndikats iſt. . 

So lange überhaupt Geſetze gegeben werden, ift von den 
Staatsrechts⸗ und Privatrechtslehrern aller Parteien ſtets 
anerkannt worden: daß niemals ein Geſetz eher Gül- 
tigkeit hat, als bis es ingeſetzlicher Weiſe verkündet 
worden iſt. Dies iſt aber anerkannter Maßen bei 


Deshalb haben auch "fi egien er 
deu ſchen Univerfitäten, welche ein Gutachten über das däniſche 
Thronfolgegeſetz von 1853 abgegeben, fi für die Ungültig ⸗ 
keit geg nürer den Herzogthümern Schl swig⸗Holſtein aus⸗ 
gesprochen. Außerdem hat der preußiſche Geſandte auf der 
Londoner Conferenz, im Auftrag der gegenwärtig noch 
am Ruder befindlichen Staatsregierung, ausdrück⸗ 
lich die Unverbindlichkeit der däniſchen Thron ofgeoronung 
von 1853 für die Herzogthümer behauptet: „weil dieſelbe 
niemals in rechtsgültiger Weiſe verkündet wor- 
den wäre.“ 5 

Solchen Autoritäten gegenüber kann dem Gutachten des 
Kronſyndikats unmöglich ein großes Gewicht beigele nt werden 
und zwar um ſo weniger, als die ſtaatsrechiliche Stellung des 
Kronſyndikats in Preuß en eine einflußreiche nicht genannt 
werden kann. Seine Majeſtat unſer König kann ſich Rechts⸗ 
gutad ten geben laſſen von wem ec will und deshalb natür⸗ 
lich auch von dem Kronſyndikat. Eine ſtaate rechtliche Be⸗ 
deutung haben aber des halb ſolche Gutachten noch nicht. Sie 
können überhaupt erſt dadurch zu einiger Wichtigkeit gelangen, 
daß entweder ihr rechtewiſſenſchaftlicher Inbalt an und für 
ſich bedeutend iſt, oder daß der König die Anſichten des Gut⸗ 
achtens zu den Seinigen macht. _ An 

Erſteres iſt, wie wir mit wenigen Worten rückſichflich des 
Hauptſatzes der Beichlüſſe des Kronſondikats nachzuweiſen 
vermochten, nicht der Fall; über die letztere Möglichkeit wiſſen 
wir nichte. — Warum deshalb der Lärm? Warum die Er— 
eiferung der Provinzial Korreſpon renz? — Der Grund iſt 
einfach. Jenes Blatt möchte die W It glauben machen, daß 
jenes Gutachten eine größere Wichtigkeit hat, als ihm zu⸗ 
kommt. „ 
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